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Hintergrund

Die Durchfithrung der Leichenschau ist
eine nicht delegierbare idrztliche Aufga-
be mit einer groflen Verantwortung, da
sie die Weichen stellt fiir den weiteren
Umgang mitdem Verstorbenen und weit-
reichende rechtliche Auswirkungen nach
sich ziehen kann. So kann es z. B. konkret
um die Auszahlung einer Versicherung
bei Vorliegen eines Unfalls gehen oder
um ein nicht erkanntes Tétungsdelikt.

Qualitat der arztlichen
Leichenschau

Unzureichend durchgefiithrte Leichen-
schauen (LS) haben Folgen: Es wird
geschitzt, dass in Deutschland jéhrlich
1200-2400 Totungsdelikte nicht erkannt
werden [1]. Ebenso geht man von nicht
hinreichend validen Daten fiir die Todes-
ursachenstatistik bzw. die Krebsregister
der Linder aus [2]. Versicherungs- und
erbrechtliche Konsequenzen fiir Hinter-
bliebene bei Fehlbeurteilungen durch
den leichenschauenden Arzt koénnen
sich ebenso ergeben.

Eine Untersuchung des Referats fiir
Gesundheit und Umwelt der LH Miin-
chen fiir den Zeitraum 2010-2013 ergab,
dass eine Problematik beim sorgfiltigen
Ausfillungen der Todesbescheinigungen
(TB) existiert: Durchschnittlich wurden
7 % der TB beanstandet.

Im Einzelnen handelte es sich um Be-
anstandungen bei folgenden Angaben:
Person des Verstorbenen (7 %), Todes-
art (1 %), Vermerk sicherer Todeszeichen
(15,7 %), Kausalkette (7,5 %), Reanima-
tion (35,4 %), Ort und Zeitpunkt der LS
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(14 %) sowie Unterschrift des leichen-
schauenden Arztes (18 %) [3].

Eine Studie des Instituts fiir Rechts-
medizin der Universitdt Miinchen ergab
2009 eine Diskrepanz zwischen autop-
tisch und klinisch erhobener Todesursa-
che bei 55 % der untersuchten Fille [4].

Leichenschau in der Gynakologie

Regelmiflig wird sich auch die Not-
wendigkeit der Durchfithrung der LS
in gynidkologischen Kliniken ergeben.
Dort werden Patientinnen mit meta-
stasierenden Neubildungen behandelt,
schwangerschafts- und wochenbettas-
soziierte Todesfille treten auf, ebenso
ist bei intrauterinem Fruchttod oder
bei Totgeburten mit einem Gewicht
von >500 g vom behandelnden Frauen-
arzt eine Leichenschau durchzufithren
respektive eine TB auszufiillen.

Rechte und Pflichten

Rechtliche Bestimmungen
zur Durchfiihrung

Die Rechtsgrundlage fiir die Leichen-
schau findet sich in Bayern im Bayeri-
schen Bestattungsgesetz (BestG) [5] und
in der Bayerischen Bestattungsverord-
nung (BestV) [6],indenanderen Bundes-
landern in den jeweiligen Bestattungs-
gesetzen. Jeder approbierte Arzt ist zur
Durchfithrung befugt. Verpflichtet hier-
zu sind Klinikdrzte und niedergelassene
Kollegen in eigener Praxis oder wahrend
des Bereitschaftsdienstes (Art. 2 Abs. 2
BestG). Nicht durchgefiithrt werden darf
bzw. abgelehnt werden kann die Leichen-

schau, wenn die Voraussetzungen eines
Zeugnisverweigerungsrechts nach § 52
Abs. 1 Strafprozessordnung (StPO) er-
fillt sind, wie ein bestehendes Verwandt-
schaftsverhiltnis oder wenn ein Behand-
lungsfehlervorwurfim Raum steht (Art.2
Abs. 3 BestG). In Bayern ist grundsitzlich
zulissig, dass Arzte auch bei Patienten,
diesiebehandelthaben, die Leichenschau
vornehmen.

Rechte des leichenschauenden
Arztes

Dieser hat ein Betretungsrecht zum Ster-
be- bzw. Fundort (Art. 3 Abs. 1 BestG).
Sind im Rahmen der Leichenschau zur
Feststellung der Todesursache weiterge-
hende Informationen zur Krankenge-
schichte des Verstorbenen erforderlich,
dann sind die vorher behandelnden arzt-
lichen Kollegen dem Leichenschauer zur
Auskunftserteilung verpflichtet (Art. 3
Abs. 2 BestG). Insoweit wird in diesem
konkreten Fall die iiber den Tod des
Patienten hinaus grundsitzlich geltende
arztliche Schweigepflicht nach § 203
Strafgesetzbuch (StGB) eingeschrankt.

Arztliche Pflichten
bei der Leichenschau

Die Leichenschau ist unverziiglich nach
Bekanntwerden des Todesfalls durchzu-
fithren, d.h. ohne schuldhaftes Verzo-
gern (§ 3 Abs. 1 BestV). Die Behandlung
von Notfillen beilebenden Patienten hat
grundsitzlich Vorrang.


http://crossmark.crossref.org/dialog/?doi=10.1007/s00129-017-4070-y&domain=pdf

Praktische Durchfiihrung

Untersuchung der Leiche

Dieseistbeigiinstigen Lichtverhéltnissen
am vollstindig entkleideten Leichnam
durchzufiihren. Es sind alle Kérperregio-
nen, alle Koérperéfinungen (Mund, Nase,
Ohren, Anus, Vagina), der behaarte Kopf
und der Riicken zu inspizieren (§ 3 Abs. 1
BestV). Besonders ist auf die Augenbin-
dehiute, Lidhdute und die Mundschleim-
haut zu achten: Petechien (punktférmige
Einblutungen) konnen ein Anhaltspunkt
fir Gewalt gegen den Hals und damit fiir
einen nicht natiirlichen Tod sein. Bei An-
haltspunkten fiir einen nicht natiirlichen
Tod sollte sich der Leichenschauer auf
die Todesfeststellung beschranken und
die Polizei informieren (s. weiter unten).

Feststellung sicherer Todeszeichen

Ziel der Leichenschau ist zunichst die
Todesfeststellung. Fiir diese ausreichend
ist das Vorhandensein eines sicheren To-
deszeichens. Sichere Todeszeichen sind:
Totenflecke, Totenstarre und Faulnis, mit
dem Leben nicht vereinbare Verletzun-
gen und Hirntod. Letzterer kann nur auf
Intensivstationen nach den Richtlinien
der Bundesirztekammer [7] diagnosti-
ziert werden. Die frithesten Leichenver-
anderungen sind Totenflecke, die in der
Regel bereits innerhalb der ersten 2 h
auftreten.

Festlegung des Sterbezeitpunkts

Diese kann beruhen auf verldsslichen
Informationen, wie Abbruch einer
Reanimation,  intensivmedizinischem
Monitoring, Angaben von medizini-
schem Personal bzw. Angehorigen, oder
sich orientieren an den frithen Leichen-
verinderungen. Angaben von Dritten
sind grundsitzlich einer Plausibilitéts-
kontrolle zu unterziehen. Ebenso kann,
wenn der Sterbezeitpunkt nicht bekannt
ist, der Zeitraum (Sterbezeitintervall)
zwischen dem letzten Patientenkontakt
(»zuletzt gesehen®) und dem Auffin-
den der Leiche angegeben werden. Das
Standesamt muss im Sterberegister laut
Personenstandsgesetz (PStG) § 31 Abs. 1

Tag, Stunde und Minute des Todes be-
urkunden.

Bestimmung von Todesursache
und Todesart

Die Bestimmung der Todesursache ist
medizinisch relevant, die Bestimmung
der Todesart dagegen ist juristisch rele-
vant. Bei der Benennung der Todesursa-
che ist die unmittelbare Todesursache als
Folge einer bestehenden Grunderkran-
kung nach der ICD-Klassifikation (In-
ternational Classification of Diseases) als
Kausalkette anzugeben. Ein Beispiel aus
der Gynékologie wire: Sepsis bei Pneu-
monie infolge eines pulmonal metasta-
sierenden Mammakarzinoms.

Mit der Benennung der Todesart wird
vom Arzt eine quasi-juristische Einord-
nung des todesursdchlichen Geschehens
erwartet. Er kann dabei zwischen 3 Al-
ternativen wahlen:
== natiirlicher Tod,
== nicht natiirlicher Tod,
== Todesart ungeklért.

Ein natiirlicher Tod ist nur dann zu be-
scheinigen, wenn der Patient an einer
bestimmt zu bezeichnenden Krankheit
aus innerer Ursache starb, deretwegen er
von einem Arzt behandelt wurde und die
das Ableben vorhersehbar macht [8-10]
und wenn gleichzeitig kein Hinweis auf
einen nicht natiirlichen Tod besteht. Der
Todeseintritt ist vollig unabhingig von
rechtlich bedeutsamen 4ufleren Fakto-
ren. Verdachtsdiagnosen diirfen nicht ge-
stellt werden.

Ein nicht natiirlicher Tod ist nach
Unfall, Selbstmord, Tod durch strafba-
re Handlung oder gemifl bayerischen
Vorgaben nach sonstiger Gewaltein-
wirkung zu attestieren. Es sind bereits
Anhaltspunkte hierfiir ausreichend.

Ein ungeklirter Tod ist dann zu be-
scheinigen, wenn ein natiirlicher Tod
nicht sicher bestitigt werden kann und
keine Hinweise auf einen nicht natiirli-
chen Tod bestehen.

Beispiele

Identische Todesursachen mit unter-
schiedlicher Einordung der Todesart
sind im Folgenden aufgefiihrt.

Schenkelhalsfrakturen. Einerseits kon-
nen Schenkelhalsfrakturen nach Sturz
einen nicht natiirlichen Tod begriinden.
Andererseits konnen sie bei ossir me-
tastasierendem Mammakarzinom mit
spontan auftretender Fraktur hingegen
einem natiirlichen Tod entsprechen.
Lungenembolien. Einerseits konnen
Lungenembolien bei peripherer Beinve-
nenthrombose einen nicht natiirlichen
Tod begriinden, wenn diese infolge einer
postoperativen Immobilisation auftrat.
Sie konnen andererseits bei Schwan-
gerschaft mit dem durch die Graviditit
bestehenden Risiko einer Hyperkoagu-
labilitit einem natiirlichen Tod entspre-
chen.

Ausfiillen der Todesbescheinigung

Arztliche Pflichten beim Ausfiillen der
TB werden im Folgenden genannt: Der
Arzt hat tiber die Leichenschau eine To-
desbescheinigung auszustellen (Art. 3a
BestG). Nur der Arzt, der die Leichen-
schau durchfiihrte und die sicheren To-
deszeichen feststellte, darf unterschrei-
ben. Bei der TB handelt es sich um eine
Urkunde, sie wird bei dem fiir den Ster-
beort zustindigen Gesundheitsamt fiir
einen gesetzlich vorgegebenen Zeitraum,
in Bayern 30 Jahre, aufbewahrt (Art. 3a
BestG). Die TB ist vollstandig und leser-
lich auszufiillen, Ort, Datum und Uhrzeit
der Leichenschau sind anzugeben. Maf3-
geblich ist die Uhrzeit, zu der die sicheren
Todeszeichen festgestellt wurden. Der
Name des Leichenschauers muss zu iden-
tifizieren sein (Druckbuchstaben oder
Namensstempel). Der vertrauliche Teil
enthalt vertrauliche Informationen, die
dem Arztgeheimnis unterliegen. Des-
halb ist der vertrauliche Teil gesondert
vom nichtvertraulichen Teil in den der
TB beiliegenden Umschlag einzulegen
und zuzukleben. Davon kann abgesehen
werden, wenn der Polizei bei ungeklarter
oder nicht natiirlicher Todesart die TB
ausgehindigt wird (§ 4 Abs. 1,2 BestV).

Besonderheiten in der
Gynéakologie

In der Frauenheilkunde und Geburtshil-
fe sind im vertraulichen Teil unter der
Rubrik ,Weitere Angaben zur Klassifi-
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kation der Todesursache“ Angaben bei
folgenden Konstellationen zu machen:
== bei Totgeburten:
= Angabe, ob Mehrlingsgeburt,
= Linge,
= Gewicht;
== bei innerhalb von 24 h verstorbenen
Neugeborenen:
= Frithgeburt in welcher Schwanger-
schaftswoche,
= Lebensdauer in vollendeten Stun-
den;
== bei verstorbenen Frauen:
== Angabe, ob Vorliegen einer Schwan-
gerschaft,
== ob Tod innerhalb von 42 Tagen nach
= Entbindung,
= Interruptio,
= Abort oder
= Extrauteringraviditit.

Eine TB ist fiir alle Feten mit einem
Gewicht >500g oder wenn das Kind
nach der Geburt Lebenszeichen aufwies
(Pulsieren der Nabelschnur, Atemtitig-
keit) auszufertigen. Bei intrauterinem
Fruchttod kann das Sterbedatum vor
dem Geburtsdatum bescheinigt wer-
den. Bei Feten und Embryonen aus
Schwangerschaftsabbriichen ist weder
eine Leichenschau noch eine Todesbe-
scheinigung erforderlich.

Einhalten bestehender
Meldepflichten

Unter genau definierten Voraussetzun-

genist der Leichenschauer zu Meldungen

verpflichtet. Die Polizei ist bei 3 Konstel-

lationen unverziiglich zu informieren:

== nicht identifizierte Leiche,

== Bescheinigung eines ungeklarten
oder

== eines nicht natiirlichen Todes ($ 4
Abs. 1 BestV).

Der Arzt hat als Leichenschauer den
Strafverfolgungsbehorden auf Nachfra-
ge weitere Informationen zu tibermitteln
wie Vorerkrankungen des Verstorbenen,
Fundort, personliche Verhiltnisse, Epi-
krise. Es besteht strafprozessual kein
Recht des Leichenschauers, der Staats-
anwaltschaft die Herausgabe der von
ihm erhobenen Daten als sog. Berufsge-
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heimnistriger gemafl § 53 Abs. 1 Nr. 3
StPO zu verweigern [11].

Beinach Infektionsschutzgesetz (IfSG)
meldepflichtigen Infektionskrankheiten,
die zum Tod fiithrten und eine mogliche
Gefahr fiir Dritte darstellen, wie Tuber-
kulose oder die (Verdachts-)Diagnose
einer bakteriellen Meningitis, ist das fiir
den Wohnort des Verstorbenen ortlich
zustindige Gesundheitsamt spitestens
innerhalb von 24 h zu informieren. Bei
entsprechenden Todesfillen in Kliniken
kann auch das fir die Klinik zustiandige
Gesundheitsamt informiert werden.

Anerkannte Berufskrankheiten, die
zum Tod fiihrten, sind der Berufsgenos-
senschaft anzuzeigen.

Kennzeichnung infektioser
Leichen

Die Konsequenz einer derartigen Kenn-
zeichnung auf der TB ist, dass der Sarg
nach dem Einsargen des Verstorbenen
verschlossen bleibt (§ 7 BestV). Eine
von Angehorigen gewiinschte Verab-
schiedung am offenen Sarg muss dann
im Einzelfall durch das Gesundheits-
amt genehmigt werden. Es diirfen keine
Diagnosen auf dem nichtvertraulichen
Teil angegeben werden, diese sind im
vertraulichen Teil anzugeben. Nicht als
infektios zu kennzeichnen sind Verstor-
bene mit Kolonisationen oder Infektio-
nen mit multiresistenten Erregern wie
MRSA, multiresistenten gramnegativen
Erregern oder C. difficile.

Bedeutung im Alltag

Auswirkungen von Fehlern

Fehlerhaft durchgefiihrte Leichenschau-
enund eine falsch bescheinigte natiirliche
Todesart konnen weitreichende Konse-
quenzen haben. Wird vom Leichen-
schauer ein natiirlicher Tod bescheinigt,
kann der Verstorbene bestattet oder nach
Sichtung der Todesbescheinigung durch
die Kriminalpolizei kremiert werden
(§ 17 BestV). Dieser Aspekt ist nach
Auffassung der Autoren besonders zu
wiirdigen, da in Bayern als einzigem
Bundesland keine Feuerbestattungslei-
chenschau als externe Qualititskontrolle
vor der Kremierung vorgeschrieben ist.

Ebenso konnen sich fiir die Angehori-
gen die Konsequenzen ergeben, dass eine
durch den Verstorbenen abgeschlossene
Unfallversicherung nicht zur Auszah-
lung kommt, wenn félschlicherweise
ein natiirlicher Tod bestétigt wird. Bei
Bewohnern stationdrer Pflegeeinrich-
tungen ist die Frage zu beriicksichti-
gen, ob diese Einrichtungen der ihnen
obliegenden Aufsichtspflicht und ihrer
Garantenstellung gegeniiber den Bewoh-
nern ordnungsgemafs nachkommen: bei
falsch bescheinigter natiirlicher Todesart
werden diese wichtigen Aspekte einer
Klarung durch polizeiliche Ermittlungen
entzogen.

Rolle der Gesundheitsamter

Aufgabe der Gesundheitsdmter ist es zu-
néchst, in ihrem Amtsbezirk alle Todes-
bescheinigungen auf Vollstindigkeit und
Plausibilitdt zu tberpriifen und perso-
nenbezogene Auskiinfte aus dem ver-
traulichen Teil der Todesbescheinigung
unter genau definierten Voraussetzungen
zu erteilen: Wenn die verstorbene Person
zu Lebzeiten hierin eingewilligt hat oder
soweit dieses fiir Gerichte, Staatsanwalt-
schaften oder Polizei zur Verfolgung von
Straftaten erforderlich ist. Bei Hinweisen
auf nicht natiirliche bzw. ungeklarte To-
desfille, die sich infolge der Sichtung der
Todesbescheinigungen ergeben, schalten
die Gesundheitsimter die Ermittlungs-
behorden ein, wenn dieses nicht bereits
durch den leichenschauenden Arzt er-
folgte oder die Staatsanwaltschaft den
Toten zur Bestattung bzw. Kremierung
freigab.

Mogliche rechtliche Konsequenzen

Ordnungswidrigkeitenverfahren

Ordnungswidrigkeitenverfahren  kon-
nen gegen einen Arzt eingeleitet werden,
wenn er die Leichenschau nicht entspre-
chend der oben dargestellten Vorgaben
sorgfaltig durchfiihrt. In Art. 18 BestG ist
festgelegt, dass ordnungswidrig handelt,
wer als Arzt der Pflicht, die Leichen-
schau vorzunehmen, nicht oder nicht
rechtzeitig nachkommt. Weitere mog-
liche Ordnungswidrigkeitentatbestinde
sind in Bayern in § 34 BestV festge-
legt. Die Regelungen in den anderen



Bundesldndern sind den einschligigen

Rechtsgrundlagen zu entnehmen. Zu

den Ordnungswidrigkeitentatbestinden

zéhlen:

== kein Vornehmen der Leichenschau in
der vorgeschriebenen Weise,

= Ausstellen der TB, ohne sichere To-
deszeichen an der Leiche festgestellt
zu haben,

== keine unverziigliche Verstindigung
der Polizei bei ungeklérter oder nicht
natiirlicher Todesart,

== kein Zuleiten der TB an die Polizei
bei ungeklirter oder nicht natiirlicher
Todesart.

Zu beachten ist, dass diese Regelung
(keine unverziigliche Verstdndigung der
Polizei) auch bei fahrlassigem Handeln
greift, wenn versehentlich oder aufgrund
pflichtwidrigen Verhaltens ein natiirli-
cher Tod bescheinigt wurde und deshalb
keine Meldung bei der Polizei erfolgte.
Ordnungswidrigkeiten konnen mit einer
Geldbufle bis 1000 EUR belegt werden.

Strafverfahren

Sollte der Leichenschauer in voller
Kenntnis des Sachverhalts, dass bei
Bescheinigung eines natiirlichen To-
des keine polizeiliche Uberpriifung des
Sachverhalts erfolgt, bei der Leichen-
schau billigend in Kauf nehmen, dass
eine Straftat zum Ableben des Verstor-
benen gefiithrt hat und dennoch einen
natiirlichen Tod bescheinigen, um sich
selbst oder einem Kollegen ,,Arger mit
Polizei oder Staatsanwaltschaft® zu er-
sparen, wird der Straftatbestand der ver-
suchten Strafvereitelung nach §258 StGB
verwirklicht. An moglichen Szenarien
koénnen hier beispielhaft genannt wer-
den: Medikamenteniiberdosierung oder
Operationsfehler mit Todesfolge [11].
Ausdriicklich darauf hinzuweisen ist,
dass dieser Sachverhalt auch dann zu-
trifft, wenn der Leichenschauer unsicher
ist, ob der Todeseintritt auf einen drzt-
lichen Kunstfehler hinweist, dann muss
er zumindest ungekldrt bescheinigen.
Das Strafgesetzbuch sieht fiir diese Falle
Geldstrafen sowie Freiheitsstrafen von
bis zu 5 Jahren vor.

Fazit fiir die Praxis

== Die Leichenschau (LS) ist eine wich-
tige arztliche Aufgabe und der letzte
Dienst am Patienten.

= Leichenschauende Arzte sollten in
Form von FortbildungsmaBnahmen
Uiber die kassenarztlichen Vereini-
gungen bzw. die arztlichen Kreis- und
Bezirksverbande und ggf. LS-Kursen
mit Teilnahmepflicht unterstiitzt
werden.

== Die LS ist sorgfaltig unter Beachtung
der geltenden Regeln durchzufiihren,
Vorbefunde sind zu beriicksichtigen.

== Die geltenden Meldepflichten sind
einzuhalten.

== Besonderheiten im gyndkologischen
Fachgebiet sind beim Ausstellen der
Todesbescheinigung zu beachten.
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Hier steht eine Anzeige.

@ Springer



	Die Leichenschau
	Hintergrund
	Qualität der ärztlichen Leichenschau
	Leichenschau in der Gynäkologie

	Rechte und Pflichten
	Rechtliche Bestimmungen zur Durchführung
	Rechte des leichenschauenden Arztes
	Ärztliche Pflichten bei der Leichenschau

	Praktische Durchführung
	Untersuchung der Leiche
	Feststellung sicherer Todeszeichen
	Festlegung des Sterbezeitpunkts
	Bestimmung von Todesursache und Todesart
	Beispiele

	Ausfüllen der Todesbescheinigung
	Besonderheiten in der Gynäkologie

	Einhalten bestehender Meldepflichten
	Kennzeichnung infektiöser Leichen

	Bedeutung im Alltag
	Auswirkungen von Fehlern
	Rolle der Gesundheitsämter
	Mögliche rechtliche Konsequenzen
	Ordnungswidrigkeitenverfahren
	Strafverfahren


	Fazit für die Praxis
	Literatur


